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Text 

Bewilligung von Bergbauanlagen 

§ 119. (1) Zur Herstellung (Errichtung) von obertägigen Bergbauanlagen sowie von Zwecken des 
Bergbaus dienenden von der Oberfläche ausgehende Stollen, Schächten, Bohrungen mit Bohrlöchern ab 
300 m Tiefe und Sonden ab 300 m Tiefe ist eine Bewilligung der Behörde einzuholen. Das Ansuchen um 
Erteilung einer Herstellungs-(Errichtungs-)Bewilligung hat zu enthalten: 

 1. eine Beschreibung der geplanten Bergbauanlage, 

 2. die erforderlichen Pläne und Berechnungen in dreifacher Ausfertigung, 

 3. ein Verzeichnis der Grundstücke, auf denen die Bergbauanlage geplant ist, mit den Namen und 
Anschriften der Grundeigentümer, 

 4. Angaben über die beim Betrieb der geplanten Bergbauanlage zu erwartenden Abfälle, über 
Vorkehrungen zu deren Vermeidung oder Verwertung sowie der ordnungsgemäßen Entsorgung 
der Abfälle, 

 5. handelt es sich um Bergbauanlagen mit Emissionsquellen, auch die für die Beurteilung der zu 
erwartenden Emissionen erforderlichen Unterlagen sowie 

 6. gegebenenfalls einen Alarmplan für schwere Unfälle (gefährliche Ereignisse, bei denen das 
Leben oder die Gesundheit von Personen oder im großen Ausmaß dem Bergbauberechtigten 
nicht zur Benützung überlassene Sachen oder die Umwelt bedroht werden oder bedroht werden 
können). 

Im Bedarfsfall kann die Behörde weitere Ausfertigungen verlangen. 

(2) Über das Ansuchen ist eine mündliche Verhandlung an Ort und Stelle durchzuführen. Den 
Nachbarn nach Abs. 6 Z 3 sind Gegenstand, Zeit und Ort der mündlichen Verhandlung durch Anschlag in 
der Gemeinde sowie durch Verlautbarung in einer weitverbreiteten Tageszeitung oder einer wöchentlich 
erscheinenden Bezirkszeitung im politischen Bezirk, wo sich die Grundstücke befinden, auf denen die 
Bergbauanlage errichtet werden soll, bekanntzugeben. 

(3) Die Bewilligung ist, erforderlichenfalls unter Festsetzung von Bedingungen und Auflagen, wenn 
nötig auch nur befristet, zu erteilen, wenn 

 1. die Bergbauanlage auf Grundstücken des Bewilligungswerbers hergestellt (errichtet) wird oder er 
nachweist, dass der Grundeigentümer der Herstellung (Errichtung) zugestimmt hat oder eine 
rechtskräftige Entscheidung nach §§ 148 bis 150 vorliegt, 

 2. im konkreten Fall nach dem besten Stand der Technik (§ 109 Abs. 3) vermeidbare Emissionen 
unterbleiben, 

 3. nach dem Stand der medizinischen und der sonst in Betracht kommenden Wissenschaften keine 
Gefährdung des Lebens oder der Gesundheit und keine unzumutbare Belästigung von Personen 
zu erwarten ist, 
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 4. keine Gefährdung von dem Bewilligungswerber nicht zur Benützung überlassenen Sachen und 
keine über das zumutbare Maß hinausgehende Beeinträchtigung der Umwelt und von Gewässern 
(Abs. 5) zu erwarten ist, 

 5. entweder beim Betrieb der Bergbauanlage keine Abfälle entstehen werden, die nach dem besten 
Stand der Technik vermeidbar oder nicht verwertbar sind, oder – soweit eine Vermeidung oder 
Verwertung der Abfälle wirtschaftlich nicht zu vertreten ist – gewährleistet ist, dass die 
entstehenden Abfälle ordnungsgemäß entsorgt werden, und 

 6. Die für die zu bewilligende Aufbereitungsanlage mit Emissionsquellen in Betracht kommenden 
Bestimmungen einer Verordnung gemäß § 10 des Immissionsschutzgesetzes- Luft (IG-L), 
BGBl. I Nr. 115/1997, in der jeweils geltenden Fassung, sind anzuwenden. Bei 
Aufbereitungsanlagen mit Emissionsquellen in einem Gebiet, in dem bereits mehr als 35 
Überschreitungen des Tagesmittelwertes für PM10 gemäß Anlage 1a zum IG-L oder eine 
Überschreitung 

 – des um 10 μg/m
3
 erhöhten Jahresmittelwertes für Stickstoffdioxid gemäß Anlage 1a zum IG-L, 

 – des Jahresmittelwertes für PM10 gemäß Anlage 1a zum IG-L, 

 – des Jahresmittelwertes für PM2,5 gemäß Anlage 1b zum IG-L, 

 – eines in einer Verordnung gemäß § 3 Abs. 5 IG-L festgelegten Immissionsgrenzwertes, 

 – des Halbstundenmittelwertes für Schwefeldioxid gemäß Anlage 1a zum IG-L, 

 – des Tagesmittelwertes für Schwefeldioxid gemäß Anlage 1a zum IG-L, 

 – des Halbstundenmittelwertes für Stickstoffdioxid gemäß Anlage 1a zum IG-L, 

 – des Grenzwertes für Blei in PM10 gemäß Anlage 1a zum IG-L oder 

 – eines Grenzwertes gemäß Anlage 5b zum IG-L 

vorliegt oder durch die Bewilligung zu erwarten ist, ist die Bewilligung nur dann zu erteilen, wenn 

 1. die Emissionen der Anlage keinen relevanten Beitrag zur Immissionsbelastung leisten oder 

 2. der zusätzliche Beitrag durch emissionsbegrenzende Auflagen im technisch möglichen und 
wirtschaftlich zumutbaren Ausmaß beschränkt wird und die zusätzlichen Emissionen 
erforderlichenfalls durch Maßnahmen zur Senkung der Immissionsbelastung, insbesondere auf 
Grund eines Programms gemäß § 9a IG-L oder eines Maßnahmenkatalogs gemäß § 10 des 
Immissionsschutzgesetzes-Luft in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 34/2003, 
ausreichend kompensiert werden, so dass in einem realistischen Szenario langfristig keine 
weiteren Überschreitungen der in diesem Absatz angeführten Werte anzunehmen sind, sobald 
diese Maßnahmen wirksam geworden sind. 

Die Auflagen haben auch Maßnahmen zu umfassen, um schwere Unfälle (Abs. 1 Z 6) zu vermeiden und 
Auswirkungen von schweren Unfällen zu begrenzen oder zu beseitigen. Bei der Bewilligung ist auf 
öffentliche Interessen (Abs. 7) Bedacht zu nehmen. Bestehen Zweifel hinsichtlich der Erfüllung von 
Auflagen, ist die Leistung einer angemessenen Sicherstellung zu verlangen. Bei Aufbereitungsanlagen 
mit Emissionsquellen sind die in Betracht kommenden Bestimmungen einer auf Grund des § 10 IG-L 
erlassenen Verordnung anzuwenden. 

(4) Unter einer Gefährdung von Sachen ist die Möglichkeit einer bloßen Minderung des 
Verkehrswertes der Sache nicht zu verstehen. 

(5) Eine über das zumutbare Maß hinausgehende Beeinträchtigung der Umwelt liegt hinsichtlich 
Bergbauzwecken dienender Grundstücke vor, wenn sie das nach den örtlichen Verhältnissen gewöhnliche 
Maß erheblich überschreitet. Für benachbarte Grundstücke gilt § 109 Abs. 3 sinngemäß. Den 
Immissionsschutz betreffende Rechtsvorschriften bleiben hievon unberührt. Das zumutbare Maß der 
Beeinträchtigung von Gewässern ergibt sich aus den wasserrechtlichen Vorschriften. 

(6) Parteien im Bewilligungsverfahren sind: 

 1. der Bewilligungswerber, 

 2. die Eigentümer der Grundstücke, auf deren Oberfläche oder in deren oberflächennahem Bereich 
die Bergbauanlage errichtet und betrieben wird, 

 3. Nachbarn: das sind im Sinne dieser Bestimmung alle Personen, die durch die Herstellung 
(Errichtung) oder den Betrieb (die Benützung) der Bergbauanlage gefährdet oder belästigt oder 
deren Eigentum oder sonstige dingliche Rechte gefährdet werden könnten. Als Nachbarn gelten 
nicht Personen, die sich vorübergehend in der Nähe der Bergbauanlage aufhalten und nicht im 
Sinne des vorherigen Satzes dinglich berechtigt sind. Als Nachbarn gelten jedoch die Inhaber von 
Einrichtungen, in denen sich, wie etwa in Beherbergungsbetrieben, Krankenanstalten und 
Heimen, regelmäßig Personen vorübergehend aufhalten, hinsichtlich des Schutzes dieser 
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Personen und die Erhalter von Schulen hinsichtlich des Schutzes der Schüler, der Lehrer und der 
sonst in Schulen ständig beschäftigten Personen. 

 4. Bergbauberechtigte, soweit sie durch die Bergbauanlage in der Ausübung der 
Bergbauberechtigungen behindert werden könnten. 

(7) Vor Erteilung der Bewilligung sind, soweit hiedurch öffentliche Interessen berührt werden, die 
zu ihrer Wahrnehmung berufenen Verwaltungsbehörden zu hören. Dies gilt besonders in den Fällen des 
§ 149 Abs. 4 und, soweit es sich um obertägige Bergbauanlagen handelt, für die den Gemeinden zur 
Vollziehung zukommenden Angelegenheiten der örtlichen Gesundheitspolizei, vor allem aus dem 
Gesichtspunkt des Umweltschutzes, und der örtlichen Raumplanung. Werden wasserwirtschaftliche 
Interessen, insbesondere durch Lagerung oder Leitung wassergefährdender Stoffe, berührt, so ist auch das 
wasserwirtschaftliche Planungsorgan zu hören. Ist eine qualitative oder quantitative Beeinträchtigung von 
Gewässern oder eine Gefährdung des Wasserhaushaltes zu befürchten, so ist dem Verfahren ein 
wasserfachlicher Sachverständiger beizuziehen, soweit nicht eine Bewilligungspflicht nach 
wasserrechtlichen Vorschriften gegeben ist. 

(8) Die Behörde hat im Herstellungs-(Errichtungs-)Bescheid anzuordnen, daß die Bergbauanlage erst 
auf Grund einer Betriebsbewilligung in Betrieb genommen werden darf, wenn zum Zeitpunkt der 
Herstellungs-(Errichtungs-)Bewilligung nicht ausreichend beurteilt werden kann, ob die die 
Auswirkungen des Betriebes der bewilligten Bergbauanlage betreffenden Auflagen des Bescheides die in 
Abs. 3 angeführten Interessen hinreichend schützen oder zur Erreichung dieses Schutzes andere oder 
zusätzliche Auflagen erforderlich sind. Die Behörde kann zu diesem Zweck auch einen befristeten 
Probebetrieb zulassen oder anordnen. Dieser darf höchstens zwei Jahre und im Falle einer 
Fristverlängerung insgesamt höchstens drei Jahre dauern. Im Betriebsbewilligungsbescheid ist unter 
Bedachtnahme auf Abs. 3 Z 2 bis 4 auch festzusetzen, ob, in welchen Abständen und durch wen die 
Bergbauanlage auf ihren ordnungsgemäßen Zustand zu überprüfen ist. Soweit in den im § 174 Abs. 1 
außer diesem Bundesgesetz angeführten Rechtsvorschriften keine kürzeren Fristen vorgesehen sind, darf 
der Abstand der Überprüfungen von Bergbauanlagen nicht größer als fünf Jahre sein. Für das Verfahren 
zur Erteilung einer Betriebsbewilligung gelten die Absätze 2, 6 und 7. 

(9) Wenn es zur Wahrung der im Abs. 3 umschriebenen Interessen erforderlich ist, bedarf auch die 
Herstellung einer Änderung einer bewilligten Bergbauanlage einer Bewilligung. Diese Bewilligung hat 
auch die bereits bewilligte Anlage soweit zu umfassen, als es wegen der Änderung zur Wahrung der im 
Abs. 3 umschriebenen Interessen gegenüber der bereits bewilligten Anlagen erforderlich ist. Eine 
bewilligungspflichtige Änderung einer bewilligten Bergbauanlage liegt dann nicht vor, wenn mit der 
Änderung der Bergbauanlage weder qualitativ andere noch quantitativ zusätzliche Emissionen auftreten 
oder wenn es sich um eine gesetzlich oder bescheidmäßig angeordnete Sanierung (Abs. 11) oder 
Anpassung an den Stand der Technik nach § 121b Abs. 1 handelt. Ein Ansuchen um Erteilung einer 
Bewilligung für eine wesentliche Änderung einer bewilligungspflichtigen Bergbauanlage hat die im 
Abs. 1 angeführten Angaben und Unterlagen soweit zu enthalten, als dies für die Beurteilung der 
Bewilligungsvoraussetzungen nach Abs. 3 erforderlich ist. Abs. 1 letzter Satz, Abs. 2 bis 8 und 10 bis 12 
gelten sinngemäß. 

(10) Bergbauanlagen, für die im Herstellungs-(Errichtungs-)Bescheid keine Betriebsbewilligung 
vorgeschrieben ist, dürfen nach Eintritt der Rechtskraft des Bescheides betrieben werden, wenn die 
Auflagen bei der Herstellung (Errichtung) der Bergbauanlage erfüllt worden sind bzw. eingehalten 
werden. Für die Überprüfung des ordnungsgemäßen Zustandes gelten der vierte und fünfte Satz des 
Abs. 8. Der Inhaber der Bergbauanlage hat die projektsgemäße Ausführung, die Erfüllung bzw. 
Einhaltung der Auflagen sowie die beabsichtigte Inbetriebnahme der Behörde anzuzeigen. Diese hat sich 
längstens binnen Jahresfrist ab Einlangen der Anzeige in geeigneter Weise von der Übereinstimmung der 
Bergbauanlage mit der erteilten Bewilligung zu überzeugen und das Ergebnis dieser Überprüfung dem 
Inhaber der Bergbauanlage bekanntzugeben. Stellt die Behörde bei der Überprüfung fest, daß die bei der 
Erteilung der Bewilligung zur Herstellung (Errichtung) der Bergbauanlage festgesetzten Auflagen nicht 
erfüllt worden sind bzw. nicht eingehalten werden, hat die Behörde bis zur Behebung dieser Mängel die 
Benützung der Bergbauanlage im erforderlichen Umfang zu untersagen. Die Bestimmungen des § 179 
Abs. 1 und 2 sind anzuwenden. 

(11) Ergibt sich nach Bewilligung einer Bergbauanlage, daß die gemäß Abs. 3 wahrzunehmenden 
Interessen trotz Einhaltung der im Bewilligungsbescheid vorgeschriebenen Auflagen nicht hinreichend 
geschützt sind, hat die Behörde die Sanierung bescheidmäßig anzuordnen und die nach dem besten Stand 
der Technik (§ 109 Abs. 3) und dem Stand der medizinischen und der sonst in Betracht kommenden 
Wissenschaften zur Erreichung dieses Schutzes erforderlichen anderen oder zusätzlichen Auflagen 
vorzuschreiben. Die Behörde hat solche Auflagen nicht vorzuschreiben, wenn sie unverhältnismäßig sind, 
vor allem wenn der mit der Erfüllung der Auflagen verbundene Aufwand außer Verhältnis zu dem mit 
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den Auflagen angestrebten Erfolg steht. Dabei sind insbesondere Art, Menge und Gefährlichkeit der von 
der Bergbauanlage ausgehenden Emissionen sowie die Nutzungsdauer und die technischen 
Besonderheiten der Bergbauanlage zu berücksichtigen. 

(12) Wird ein Bewilligungsbescheid vom Verwaltungsgerichtshof aufgehoben, darf der 
Bewilligungswerber die betreffende Bergbauanlage bis zur Rechtskraft des Ersatzbescheides, längstens 
jedoch ein Jahr, weiter betreiben, wenn er die Bergbauanlage entsprechend dem aufgehobenen 
Bewilligungsbescheid betreibt. Das gilt nicht, wenn der Verwaltungsgerichtshof der Revision, die zur 
Aufhebung des Bewilligungsbescheides führte, die aufschiebende Wirkung zuerkannt hatte. 

(13) Ob eine Bergbauanlage oder eine Änderung einer bewilligten Bergbauanlage vorliegt, deren 
Herstellung einer Bewilligung nach Abs. 1 oder Abs. 9 bedarf, entscheidet im Zweifel auf Antrag des 
Bergbauberechtigten der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit. 

(14) Die Auflassung von Bergbauanlagen hat der Inhaber der Bergbauanlage der Behörde 
anzuzeigen. Eine Anzeige ist dann nicht erforderlich, wenn die Auflassung von Bergbauanlagen anläßlich 
der Einstellung der Gewinnung in einem Bergbau oder der Einstellung der Tätigkeit eines 
Bergbaubetriebes, einer selbständigen Betriebsabteilung oder eines größeren Teiles davon erfolgt und die 
vorgesehene Auflassung im Abschlußbetriebsplan angeführt ist. 


